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Garten- und Friedhofsamt 

 

Stellungnahme der Stadtverwaltung Erfurt zur Drucksache 2725/25 

Titel der Drucksache 

 Antrag der Fraktionen SPD & PIRATEN zur Drucksache 2340/25 – Friedhofsgebührensatzung - 

FriedhGebSEF 

 

Öffentlichkeitsstatus der Stellungnahme 

  öffentlich    

 

Zutreffendes bitte auswählen und im Feld Stellungnahme darauf Bezug nehmen: 

Ist die rechtliche Zulässigkeit des Antrages gegeben? Ja. 

Stehen personelle und sächliche Ressourcen zur Verfügung? Nein. 

Liegen die finanziellen Voraussetzungen vor? Nein. 
 

Stellungnahme 

 

Zu Beschlusspunkt 01: 

 

Die vorgeschlagenen Beschlusspunkte können nicht als Änderung zur Satzung aufgenommen 

werden, da diese nicht rechtssicher sind und die Satzung beanstandet werden könnte. 

 

Zur Formulierung § 2: 

 

Die Ermäßigung der Grabgebühren widerspricht dem Rechtsgedanken bundesgesetzlicher 

Regelungen und ist landesrechtlich nicht vorgesehen.  

 

Der Gesetzgeber hat die Ermäßigung bzw. die Übernahme der Bestattungskosten im § 74 SGB XII 

geregelt. Wie und in welcher Form die Leistungen übernommen werden ist höchstrichterlich 

festgelegt. Es existiert bereits ein Verfahren für Gebührenschuldner welchen die Kosten nicht 

zumutbar sind. Dieses Verfahren zur „Bestattungskostenbeihilfe“ erfolgt über das Amt für Soziales 

und ist für die aufgeführten Leistungsbezieher bereits gängige Praxis. 

 

Es würde zu einer „Überregelung“ und zu Doppelstrukturen mit entsprechenden Personalkosten 

kommen, für die keine Notwendigkeit besteht. 

 

Der Vorschlag ist dementsprechend abzulehnen. 

 

Zur Formulierung § 2a: 

Die vorgeschlagenen Ergänzungen für die Friedhofsgebührensatzung widersprechen den 

Grundzügen der Regelungen einer Gebührensatzung, welche hinreichend klar und bestimmt sein 

müssen, damit die Bürger die für sie geltenden Verpflichtungen genau erkennen können. 

 

Weiterhin soll nach § 12 Abs. 2 ThürKAG das Gebührenaufkommen „die nach 

betriebswirtschaftlichen Grundsätzen ansatzfähigen Kosten decken“. „Gebühren sind nach dem 
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Ausmaß zu bemessen, in dem die Gebührenschuldner die öffentliche Einrichtung oder das 

kommunale Eigentum benutzen; sonstige Merkmale können zusätzlich berücksichtigt werden, 

wenn öffentliche Belange dies rechtfertigen“ (vgl. § 12 Abs. 4 ThürKAG).  

 

Das wird bei den unterschiedlichen Grabarten und der Differenzierung der dort festgesetzten 

Gebührensätze berücksichtigt. Die allgemeinen Formulierungen in § 2a werden nicht rechtlich 

standhalten.  

 

Sollte der Stadtrat eine Grabart gesondert durch Ermäßigungen aus dem städtischen Haushalt 

„subventionieren“ wollen, ist die konkrete Grabart und die zahlenmäßige Bestimmung des 

Gebührensatzes im Gebührenverzeichnis zu beziffern. Die den „subventionierten“ Gebührensatz 

übersteigende Kosten sind durch den Gesamthaushalt der Stadt zu decken.  

Besser wäre es jedoch, eine konkrete Gebührenkalkulation zu erstellen, damit der durch den 

städtischen Haushalt (als freiwillige Leistung) getragene Anteil an den Kosten der Bestattung auch 

konkret ausweisbar und für den Stadtrat als „Herr über den Haushalt“ konkret ersichtlich ist. Die 

Regelung in der vorgelegten Art und Weise ist rechtlich beanstandbar und eine Genehmigung 

durch die Rechtsaufsichtsbehörde wird sehr wahrscheinlich nicht erteilt werden können.  

 

Das Gebührenverzeichnis aufgeführten Grabanlagen sind entsprechend Ihrer Grabart und 

Pflegeaufwand kalkuliert. Deswegen sind die Gebühren unterschiedlich hoch und somit auch 

differenziert. Diese gewünschte Regelung wird kalkulatorisch bereits berücksichtigt.  

 

Eine Änderung ist nicht erforderlich. 

 

Das existierende Baumgrabfeld und die Pflege der Gemeinschaftsgräber sind in den Anlagen zur 

Drucksache kalkuliert. Wenn wir entgegen des jetzigen Pflegezustandes weniger Kosten 

verursachen sollen, dann muss die Pflege angepasst werden. Es bedarf eines konkretisierten 

Aufwandes den wir den Friedhofsnutzer so kommunizieren können. Aus Sicht der 

Friedhofsverwaltung wird es enorme Kritik der Friedhofsnutzer geben, wenn wir unseren 

Pflegestandard senken, obwohl die Nutzungsberechtigten dafür bereits gezahlt haben.  

 

Die Gebührenkalkulation berücksichtigt den unterschiedlichen Pflegeaufwand – die Regelung (§ 

2a Abs. 2 – Antrag Fraktion SPD & PIRATEN) – ist abzulehnen.  

 

Die vorgeschlagene Änderung in § 2a Abs. 3 Antrag der Fraktion SPD & Piraten kann nicht in der 

Satzung formuliert werden, sondern als „Arbeitsauftrag“ an die Verwaltung bei der Erarbeitung der 

nächsten Gebührensatzung; der Handlungsauftrag muss als Beschlusspunkt formuliert werden; er 

kann nicht zum Regelungsinhalt in die Satzung aufgenommen werden. 

 

Zur Formulierung §2b 

 

Die gesamte Regelung hat nichts in einer Satzung zu suchen. Sie gilt als Handlungsauftrag an die 

Stadtverwaltung Erfurt und sollte als Beschlusspunkte – wie sonst bei Evaluierungs-Aufträgen 

üblich – formuliert werden.  
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Zu Beschlusspunkt BP 02: 

 

Im Hinblick auf die vorgenannte ablehnende Stellungnahme ergeben sich aus Sicht der Verwaltung 

auch keine Änderungsnotwendigkeiten für das Gebührenverzeichnis. 

 

Die Beschlussfassung des Beschlusspunktes 02 kann aus Sicht der Verwaltung nicht empfohlen 

werden. 

 

Zu Beschlusspunkt BP 03: 

 

Aus Sicht der Verwaltung wird kein Änderungsbedarf gesehen. 

 

Anbei noch zur Ergänzung ein Städtevergleich welcher verdeutlicht, dass die Gebühren in ihrer 

Höhe nicht enorm von anderen Städten abweichen. 

 

 

 

 

Gesamtfazit: Die Verwaltung empfiehlt dem Stadtrat dem Änderungsantrag nicht zu 

folgen. 
 

 

Änderung des/der Beschlusspunkte aus Sicht der Stadtverwaltung: 

 

 
 

Anlagenverzeichnis 

      

 

gez. R. Schreeg 
 

19.11.2025 
Unterschrift Amtsleitung        Datum 
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